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Nachfrage zum Barrierefreiheitskonzept 
 
Sehr geehrter Herr Hänsch, 
 

zum 01.01.2013 trat eine Novelle des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) in 
Kraft, die in § 8 Abs. 3 PBefG die Aufgabenträger verpflichtet, in den Nahverkehrsplä-
nen (NVP) die Belange von mobilitäts- oder sensorisch eingeschränkten Menschen zu 
berücksichtigen, mit dem Ziel, für die Nutzung des ÖPNV bis zum 01.01.2022 eine 
vollständige Barrierefreiheit zu erreichen.  
 

Von dieser Frist kann gemäß § 8 Abs. 3 PBefG nur abgewichen werden, wenn im 
Nahverkehrsplan Ausnahmen konkret benannt und begründet werden. Darüber hinaus 
bestimmt § 62 Abs. 2 PBefG, dass die Länder - soweit dies nachweislich aus techni-
schen oder wirtschaftlichen Gründen unumgänglich ist – den in § 8 Abs. 3 PBefG ge-
nannten Zeitpunkt der Zielerreichung abweichend festlegen sowie Ausnahmetatbe-
stände bestimmen können, die eine Einschränkung der Barrierefreiheit rechtfertigen. 
Die Formulierung im PBefG begründet also zunächst einen Planungsauftrag an die 
Aufgabenträger mit Berücksichtigungsgebot im Nahverkehrsplan (NVP).  
 

Eine Festlegung des Landes über einen abweichenden Zeitpunkt der Zielerreichung 
ist gegenwärtig noch nicht erfolgt. Damit ist es die Aufgabe der einzelnen Landkreise 
in ihren Nahverkehrsplänen Ausnahmen zu benennen. 
 

Zudem ist der Begriff der „vollständigen Barrierefreiheit“ ein unbestimmter Rechtsbe-
griff. Weder der Gesetzestext noch die Gesetzesbegründung enthalten dabei nähere 
Hinweise, was unter einer „vollständigen“ Barrierefreiheit zu verstehen sein soll. Daher 
ist es ratsam, den Begriff der „vollständigen Barrierefreiheit“ innerhalb des Nahver-
kehrsplans zu definieren. 
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Der Nahverkehrsplan des Landkreises Uckermark ist seit 2014 gültig. In diesem sind 
derzeit weder Ausnahmetatbestände noch ist eine Definition zur „vollständigen Barri-
erefreiheit“ benannt worden. Der Nahverkehrsplan wird derzeit evaluiert. Ob eine Be-
schlussfassung vor dem 01.01.2022 erfolgt, kann derzeit nicht abgeschätzt werden. 
Deshalb bestand die Notwendigkeit zur Erstellung eines Konzeptes zur barrierefreien 
Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs im Landkreis Uckermark. Das Barrie-
refreiheitskonzept ist Bestandteil des Nahverkehrsplans, und wird wie auch der Nah-
verkehrsplan stetig weiterentwickelt. Das Konzept soll Rechtssicherheit schaffen und 
den Kommunen und dem Verkehrsunternehmen als Leitfaden dienen.  
 

Die Kommunen, in deren Verantwortung als Baulastträger der größte Teil der ÖPNV-
Haltstellen liegen, sind für die Umsetzung der Barrierefreiheit der Haltestellen zustän-
dig. Die Vorgaben die im Konzept gemacht werden sind daher nicht verpflichtend und 
stellen lediglich Empfehlungen zur Umsetzung dar.  
 

Nun möchte ich konkret auf die Beantwortung Ihrer Fragen zurückkommen: 
 

a) Die Prioritäten der Umsetzung werden im Konzept direkt benannt. So sind bei-
spielsweise in der Tabelle 01 zu den jeweiligen Kategorisierungen der Halte-
stelle auch die Ziele zur Umsetzung benannt. Eine gesonderte Prioritätenliste 
gibt es zu dem Konzept nicht.   

 

b) Für die Einteilung der Haltestellenkategorien wurden vorrangig die Ein- und 
Aussteigerzahlen als Grundlage herangezogen. Diese Kategorisierung soll als 
Empfehlung zur Priorisierung zur Herstellung der Barrierefreiheit dienen. Jede 
Kommune entscheidet am Ende eigenständig, an welcher Haltestelle in der Ge-
meinde Barrierefreiheit hergestellt werden muss. Mit der Einordnung in die Ka-
tegorie C muss die jeweilige Gemeinde keine Barrierefreiheit bis 2022 sicher-
stellen, sondern kann beispielsweise aus der finanziellen Lage heraus entschei-
den, wann die Mittel für den Umbau bereitstehen.  

 

c) Im Konzept werden Empfehlungen für einen barrierefreien Ausbau von Bushal-
testellen gegeben. Die genannten Empfehlungen sind Mindestempfehlungen. 
Für die Umsetzung können weitere Anforderungen herangezogen werden. Die 
Umsetzung der Herstellung der Barrierefreiheit liegt bei der jeweiligen Kom-
mune. 

 
Der Vollständigkeit halber verweise ich auf die Richtlinie des Landkreises Uckermark 
zur Förderung von Investitionen in Infrastrukturmaßnahmen im Öffentlichen Personen-
nahverkehr. Seit 2017 fördert der Landkreis Uckermark auf Antrag der Kommunen ins-
besondere barrierefreie Umbauten von Haltestellen. 
 

Bei dem Konzept zur barrierefreien Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs im 
Landkreis Uckermark handelt es sich um „lebendes Konzept“, was stetig weiterentwi-
ckelt wird. So werden Hinweise gerne aufgenommen und gegebenenfalls bei der Über-
arbeitung im Konzept eingearbeitet. 
 

Für Fragen stehen Ihnen meine MitarbeiterInnen gern zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
gez. Karina Dörk 


